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Dienstag 03.07.2007

Maximal 9 neue Kohlekraftwerke bis 2012

Lünen. (-nz) Im Gespräch mit der Bürgerinitiative gegen das Trianel-Kraftwerk hat Ministerialrat Dr. Schafhausen unterstrichen, dass in Deutschland bis 2012 höchstens 6 Steinkohle-, 3 Braunkohle- und 9 Gaskraftwerke gebaut würden.

Eine Auflistung, die der BUND (Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland) als falsch angreift. Er überreichte Dr. Schafhausen und dessen Kollegen, Ministerialdirektor Dr. Uwe Lahl, im Verlauf des Treffens am Freitag in Lünen eine Liste mit 27 Braun- und Steinkohlekraftwerken, "die sich bereits im Genehmigungsverfahren und zum Teil sogar schon im Bau befinden", so Bürgerinitiativsprecher Thomas Matthe?e. Mit auf den Weg zurück nach Berlin bekamen die beiden Experten aus dem Haus von Bundesumweltminister Sigmar Gabriel auch einen Hinweis des Lüner HNO-Facharztes Dr. Hubert Baumeister. Vor dem Hintergrund seiner "Jahrzehnte langen ambulanten und operativen Erfahrung" sei die Ansiedlung "eines Kohlekraftwerkes mit Abgas-Kühlturm medizinisch unverantwortlich".
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Montag 02.07.2007

Koalition streitet vor Energiegipfel über künftige Politik

Berlin (dpa) - Unmittelbar vor dem Energiegipfel im Kanzleramt an diesem Dienstag streitet die Koalition weiter über die künftige Energiepolitik.


Windrad vor Braunkohlekraftwerk Jänschwalde: Die Koalition streitet vor dem Energiegipfel im Kanzleramt um die richtige Energie-Politik.
Umweltstaatssekretär Michael Müller (SPD) forderte Bundeswirtschaftsminister Michael Glos (CSU) auf, sich an den Koalitionsvertrag und den dort festgelegten Atomausstieg zu halten.

»Glos ist an den Koalitionsvertrag gebunden. Auch er muss akzeptieren: Die Atomkraft hat keine Zukunft mehr«, sagte Müller der »Passauer Neuen Presse« (Montag). Erneuerbare Energien und Energieeffizienz seien die Märkte der Zukunft. Glos hatte sich wiederholt für längere Laufzeiten der Atomkraftwerke ausgesprochen. 

Nach einem Bericht der »Berliner Zeitung« (Montag) warf der stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende Ulrich Kelber in einem Brief Glos vor, er verzögere den Ausbau umweltfreundlicher Kraftwerke aus Kraft-Wärme-Koppelung. Glos müsse bis zum Energiegipfel deutlich machen, dass er zum Ausbau stehe, heißt es in dem Schreiben. 

Unterstützung erhielt die SPD vom früheren Bundesumweltminister Klaus Töpfer (CDU). »Wir brauchen eine Zukunft ohne Kernenergie«, sagte er der »Neuen Osnabrücker Zeitung« (Montag). Er fügte hinzu: »Und wir müssen alles daran setzen - etwa in der Entwicklung erneuerbarer Energien und durch die Erhöhung der Energieeffizienz - diese Zukunft so schnell wie möglich zu erreichen.« 

Der Chef des Energiekonzerns E.ON, Wulf Bernotat, verlangte am Sonntagabend im ZDF mit Blick auf das Treffen bei Kanzlerin Angela Merkel (CDU), es müsse ein langfristiges Energieprogramm entwickelt werden. »Wir brauchen das dringend. Wir müssen Klarheit haben für die Energiepolitik der Zukunft, damit wir auch unsere Investitionsentscheidungen vor dem Hintergrund treffen können.« Bernotat plädierte für die Beibehaltung des Energiemixes aus Kohle, Atomkraft, Gas und erneuerbaren Energien. »Wir müssen schon sehen, dass ein Ausstieg aus der Kernkraft ein Wegwerfen von etwa 30 Milliarden Euro Volksvermögen bedeutet.« 

Die FDP warf den Grünen vor, die technischen Pannen in den beiden Atomkraftwerken Krümmel und Brunsbüttel zur Panikmache gegen die Kernenergie zu nutzen. Es gehe den Grünen längst nicht mehr um eine seriöse Sicherheitsdebatte, »sondern um billige Stimmungsmache vor dem Energiegipfel«, sagte FDP-Generalsekretär Dirk Niebel der Chemnitzer »Freien Presse« (Montag).
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Montag 02.07.2007

Umstrittener Energieträger

Hat Kohle Zukunft?
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Kohlekraftwerke haben einen geringen Wirkungsgrad und stoßen Unmengen des klimaschädlichen CO2 aus.
Kohle ist ein fossiler fester Brennstoff, der tief in der Erde liegt und hauptsächlich der Erzeugung von Strom und der Herstellung von Stahl dient. Für die Stromerzeugung wird Kohle verbrannt. Die freiwerdende Wärme erhitzt Wasser, das zu Wasserdampf wird. Dieser Wasserdampf treibt Turbinen an, die den elektrischen Strom erzeugen, der dann ins Stromnetz eingespeist wird.

Kohle gilt als "schmutzigster" der fossilen Energieträger, denn bei der Verbrennung werden große Mengen des klimaschädlichen Kohlendioxids frei. Allein die Verbrennung der Braunkohle verursacht fast ein Fünftel der gesamten Kohlendioxid-Emission Deutschlands. Steinkohlekraftwerke blasen je produzierter Kilowattstunde rund 850 Gramm Kohlendioxid in die Atmosphäre, bei der Braunkohle sind es sogar 1.100 Gramm. (Zum Vergleich: in Deutschland liegt der Durchschnitt pro Pkw bei 170 Gramm Kohlendioxid pro gefahrenen Kilometer.) Der CO2-Ausstoß ist beim Verbrennen von Kohle prinzipbedingt und kann nicht verhindert, sondern nur verringert oder aufgefangen werden. 

Entstehung 
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Grundsätzlich wird zwischen Stein- und Braunkohle unterschieden. Die Steinkohle ist älter, härter, dunkler und hat einen größeren Gehalt an Kohlenstoff. Sie wird auch als "schwarzes Gold" bezeichnet. Die Hauptentstehungszeit der Steinkohle wird im Karbon (vor rund 360 bis 300 Mio. Jahren) eingeordnet. Die Entstehungszeit der Braunkohle wird im Tertiär, vor 65 bis 2,6 Millionen Jahren gesehen. 
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Entstehung von Kohlelagerstätten aus pflanzlichen Resten unter dem Einfluss von Zeit und Druck. 

Abb. nach Barbara Murck, Environmental Science 2005
Kohle entstand hauptsächlich aus der Inkohlung von Pflanzenresten. In einem sehr warmen und feuchten Klima wie es im Karbon vorherrschte, mit ausgeprägtem Pflanzenwachstum und zahlreichen Sümpfen, fielen abgestorbene Pflanzen und Pflanzenteile zur Erde und versanken im Sumpf. Da so die Sauerstoffzufuhr unterbrochen war, entstand daraus Torf. Unter stets wachsendem Druck wurde das Wasser nach und nach aus dem Torf gepresst. So entstand die Braunkohle.

Mit der Ablagerung weiterer Schichten in Millionen von Jahren erhöhte sich auch der Druck und immer mehr Wasser wurde aus der Braunkohle gepresst. Die Steinkohle entstand. Unter Zunahme von Druck und Zeit wurde aus der Steinkohle das Anthrazit. Je länger und tiefer Kohle in der Erde liegt, umso höher ist ihre wirtschaftliche Qualität. 

Prognosen

Energieexperten sind der Meinung, dass Kohle als Energieträger noch 200 Jahre wirtschaftlich zu fördern sein wird. Die Menge der weltweiten Kohlreserven übertrifft nach dieser Argumentation die Menge aller anderen nicht-eneuerbaren Rohstoffe damit deutlich. Auch die technisch zuverlässige und gut beherrschbare Verstromung von Kohle spricht für diesen Energieträger. Ein weiterer Vorteil ist, dass die Kohlevorkommen weltweit relativ gleichmäßig verteilt sind und so nur bedingt Abhängigkeiten der Länder untereinander entstehen.

Auch in Deutschland sind Braun- und Steinkohlevorkommen zu finden. Allerdings kann nur noch die Braunkohle in riesigen Tagebauen wirtschaftlich abgebaut werden. Der Steinkohleabbau im Bergbau wird bereits seit vielen Jahren vom Staat mit hohen Summen (2,6 Mrd. Euro für 2003) subventioniert. Der Bedarf an Kohle ist vor allem durch eine steigende Nachfrage aus Ländern wie Indien und China sehr hoch, Tendenz steigend!

Stand der Technik

Die gute Verteilung der Kohlevorkommen und die noch immer günstigen Förderbedingungen machen Kohle zum wichtigen und vergleichsweise preiswerten Energieträger. Mit 25 Prozent des weltweiten Primärenergiebedarfs (Stand: 2004) wird sie auch in Zukunft einen großen Teil der Energieversorgung auf der Erde einnehmen. Das bedeutet allerdings, dass weiterhin beträchtliche Mengen Kohlendioxid ausgestoßen werden. Braunkohletagebau und Bergbau bringen außerdem tiefgreifende landschaftsökologische Einschnitte mit sich. Hinzu kommt der relativ geringe Wirkungsgrad der Kohlekraftwerke von durchschnittlich 30 Prozent. 

Betreiber von Kohlekraftwerken setzen bei der Weiterentwicklung vor allem auf eine Steigerung des Wirkungsgrades. 50 Prozent sind das Ziel. Dafür fehlen bisher jedoch neue hitzebeständige Werkstoffe, die in den Kraftwerksanlagen eingesetzt werden können. Dampftemperaturen von rund 700 Grad Celsius sollen erreicht werden. Mit der Inbetriebnahme einer entsprechenden Demonstrationsanlage könne frühestens in der zweiten Hälfte des nächsten Jahrzehnts gerechnet werden, erklärt Hans Bubeck, Konzernbevollmächtigter für Kraftwerksneubau beim baden-württembergischen Energieversorger EnBW.

Zudem werden verschiedene neue Technologien der CO2-Abscheidung und Speicherung entwickelt und getestet. Im brandenburgischen Ketzin baut der Stromkonzern Vattenfall Europe eine entsprechende Kraftwerksanlage. Allerdings gibt es bisher keine gesetzlichen und haftungsrechtlichen Grundlagen für das Einlagern von CO2. Zudem ist der Raum möglicher CO2-Lagerstätten begrenzt, so dass mit dieser Technologie lediglich Zeit gewonnen werden kann, um andere Technologien weiterzuentwickeln.

Jana Köhler

NRZ Duisburg West 




Dienstag 03.07.2007

Kräftig gegen Kraftwerk

ENERGIE. Krefelder CDU bekräftigt ihren Widerstand gegen Pläne im Chemiepark. 

Die Reihen des Widerstandes gegen das Steinkohlekraftwerk auf dem Gelände des Bayer-Chemieparks in Krefeld-Uerdigen bleiben geschlossen.

So hat die CDU-Fraktion im Krefelder Rat der Rheinhauser Bezirksvorsteherin Katharina Gottschling mitgeteilt, dass sie weiterhin bei ihrer ablehnenden Haltung gegenüber den Kraftwerksplänen bleibe.

Bereits im März hatte der Krefelder Rat mit großer Mehrheit einen Steinkohlekraftwerksbau bei Bayer abgelehnt. Es sei zwar an der Zeit, alte Kraftwerke durch moderne und effiziente Technologie zu ersetzen, Steinkohlekraftwerke seien aber nicht die beste Alternative.

Wie berichtet, lehnen auch die Duisburger Parteien ein Kraftwerk in unmittelbarer Nachbarschaft ab, die Bezirksvertretung Rheinhausen hatte sich in ihrer Sitzung im März in einer Resolution einstimmig gegen die Errichtung ausgesprochen. Gottschling: "Es bleibt zu hoffen, dass die ablehnenden Positionen beider Städte im weiteren Planfeststellungsverfahren so durchgreifend gewürdigt werden, dass uns keine veraltete Technik noch jahrzehntelang mit vermeidbaren Belastungen beschädigt."
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Dienstag 03.07.2007

Drei Wünsche auf einmal

ENERGIEGIPFEL. Bundesregierung will eine sichere, wirtschaftliche und klimaweltfreundliche Energieversorgung. 

BERLIN. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) lädt Vertreter der Energiewirtschaft, der Industrie sowie Umwelt- und Verbraucherschützer heute zum dritten Energiegipfel ein. Dabei geht es um die langfristige Energieversorgung. Nachfolgend listen wir Ziele, Szenarien und Kritik auf.

Ziele: Die Energieversorgung soll nach dem Willen der Bundesregierung sicher, wirtschaftlich und klimafreundlich sein. Der Ausstoß von Kohlendioxid soll bis 2020 um 40 Prozent im Vergleich zu 1990 sinken, der Anteil der Energie aus Sonne, Wind und Biomasse soll auf 20 Prozent steigen. Die Regierung peilt an, die Energieproduktivität (das Verhältnis der Wirtschaftsleistung zum Energieeinsatz) bis dahin zu verdoppeln.

Szenarien: Die Bundesregierung hat errechnen lassen, wieviel Kohlendioxid unter bestimmten Szenarien eingespart werden kann. Alle unterliegen der Annahme einer Steigerung der Energieproduktivität von drei Prozent pro Jahr. Das Klimaschutzziel von minus 40 Prozent kann bei einer Zunahme von zwei Prozent pro Jahr nicht erreicht werden.

1. Szenario: Im ersten Modell wird außer den obigen Zielen zu Grunde gelegt, dass der Atomausstieg wie im Koalitionsvertrag vereinbart eingehalten wird. Daraus ergibt sich eine Einsparung von 39 Prozent Kohlendioxid.

2. Szenario: Das zweite Szenario geht von einer Steigerung des Anteils erneuerbarer Energien auf 30 Prozent aus und ist sonst mit dem ersten identisch. Hierbei kann der Kohlendioxid-Ausstoß um 41 Prozent sinken. Die Mehrkosten für die Volkswirtschaft liegen 2020 im Vergleich zum Koalitionsvertrags-Szenario bei 4,6 Milliarden Euro.

3. Szenario: Das dritte Szenario geht von längeren Laufzeiten der Atommeiler aus. Alle Kernkraftwerke wären demnach 2020 noch am Netz. Die Kohlendioxid-Senkung wäre hierbei mit 45 Prozent am größten. Die Strompreise wären 2020 mit 18,4 Cent pro Kilowattstunde für Verbraucher um rund zwei Cent günstigster als beim verstärkten Ausbau alternativer Energien.

Kritik: Umweltschützer vom Bund für Umwelt und Naturschutz (Bund), Nabu und Greenpeace kritisieren die Haltung der Energiekonzerne. Klimaschutzpolitik könne nicht mit, sondern nur gegen die Konzerne durchgesetzt werden, so der Tenor. Die Elektroindustrie hält die Klimaschutzziele der Bundesregierung ohne milliardenschwere zusätzliche Finanzmittel nicht für erreichbar. (dpa) 

Rheinische Post 





Dienstag 03.07.2007
Kraftwerk: Es bleibt beim Nein

VON JOSEF POGORZALEK
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Die Krefelder CDU-Fraktion lehnt das in Uerdingen geplante Steinkohlekraftwerk weiter ab. Foto: Bayer
(RP) Die Krefelder CDU-Fraktion lehnt das in Uerdingen geplante Steinkohlekraftwerk weiter ab. Auch die anderen Krefelder Fraktionen verhielten sich ablehnend, so Bezirksvorsteherin Katharina Gottschling. 

Bleibt die Stadt Krefeld bei ihrem Nein zum geplanten Steinkohlekraftwerk in Uerdingen? Die Frage bewegte in den vergangenen Wochen und Monaten viele besorgte Bürger in Rheinhausen.

Nun scheint es eine Antwort zu geben. Bezirksvorsteherin Katharina Gottschling erhielt sie von der Krefelder CDU-Ratsfraktion. Danach wolle die CDU, „wie auch mehrheitlich die anderen im Krefelder Stadtrat vertretenen Fraktionen“, so Gottschling, das geplante Kraftwerk weiter ablehnen.

Die Stellungnahme der CDU-Fraktion der Nachbarstadt erfolgte in Reaktion auf die Resolution gegen das Kraftwerk, welche im Mai von der Bezirksvertretung Rheinhausen einstimmig beschlossen wurde. Zwar erkennt die CDU-Fraktion an, dass alte Kraftwerke durch moderne ersetzt werden müssen.

„Bei Abwägung aller Belange“, so heißt es in dem Schreiben aus Krefeld, sei man aber zu dem Ergebnis gekommen, „dass zurzeit ein Steinkohlekraftwerk dieser größenordnung massive Umweltprobleme“ mit sich bringe. Dabei hebt die CDU-Fraktion nicht nur auf die „lokale Umweltsituation“ ab, sondern auch auf die globale – Stichwort „Klimawandel“.

Bei der geplanten Verbrennung von 2,4 Millionen Tonnen Kohle jährlich würden ca. 4,4 Millionen Tonen Kohlendioxid freigesetzt: „Zum Vergleich: Alle Krefelder PKW produzieren bei einer jährlichen Fahrleistung von 15 000 Kilometern zusammen rund 280 000 Tonnen CO2.“ Kohlendioxid trage nicht nur zur Erderwärmung bei, sondern könne laut neuer Untersuchungen auch Entzündungen der Atemwege im Zusammenhang mit Feinstäuben fördern. Somit seien „direkte Auswirkungen vor Ort in Krefeld und in Duisburg nicht auszuschließen“.

Trotz ihres Neins unterstütze die Krefelder CDU-Fraktion das „Anliegen des Bayer-Chemieparks, durch eine umweltfreundliche und kostengünstige Energieversorgung dauerhaft zu sichern und wirtschaftlich zu stärken“. Deshalb müsse geprüft werden, „ob es sinnvollere Alternativen gibt oder die Bedingungen geschaffen werden können, unter denen das vorgesehene Kraftwerk noch zu vertreten ist“.

„Vermeidbare Belastungen“

Katharina Gottschling gibt sich nun optimistisch. Auch die Stadt Duisburg sei gegen ein neues Steinkohlekraftwerk in unmittelbarer Nähe zum Stadtbezirk Rheinhausen. „Es bleibt also zu hoffen“, so die Bezirksvorsteherin, „dass die ablehnenden Positionen beider Städte im weiteren Planfeststellungsverfahren so durchgreifend gewürdigt werden, dass uns keine veraltete Technik noch jahrzehntelang mit vermeidbaren Belastungen schädigt“.
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Dienstag 03.07.2007

Maximal 9 neue Kohlekraftwerke bis 2012

Lünen. (-nz) Im Gespräch mit der Bürgerinitiative gegen das Trianel-Kraftwerk hat Ministerialrat Dr. Schafhausen unterstrichen, dass in Deutschland bis 2012 höchstens 6 Steinkohle-, 3 Braunkohle- und 9 Gaskraftwerke gebaut würden.

Eine Auflistung, die der BUND (Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland) als falsch angreift. Er überreichte Dr. Schafhausen und dessen Kollegen, Ministerialdirektor Dr. Uwe Lahl, im Verlauf des Treffens am Freitag in Lünen eine Liste mit 27 Braun- und Steinkohlekraftwerken, "die sich bereits im Genehmigungsverfahren und zum Teil sogar schon im Bau befinden", so Bürgerinitiativsprecher Thomas Matthe?e. Mit auf den Weg zurück nach Berlin bekamen die beiden Experten aus dem Haus von Bundesumweltminister Sigmar Gabriel auch einen Hinweis des Lüner HNO-Facharztes Dr. Hubert Baumeister. Vor dem Hintergrund seiner "Jahrzehnte langen ambulanten und operativen Erfahrung" sei die Ansiedlung "eines Kohlekraftwerkes mit Abgas-Kühlturm medizinisch unverantwortlich".

Berliner Zeitung 





Dienstag 03.07.2007
Energie und Macht

Hendrik Munsberg

Jürgen Trittin - ist der Name noch ein Begriff? Na klar, so hieß der grüne Bundesumweltminister, der im Dauerclinch mit der deutschen Atomindustrie lag, nachdem sich die rot-grüne Bundesregierung 1998 daran gemacht hatte, den schrittweisen Ausstieg aus der Kernkraft zu vollziehen. Ein ums andere Mal geriet Trittin damals mit den Stromkonzernen in Streit, schon bald galt der Grüne als Minister für Krawall und Zoff.

Am heutigen Dienstag gibt es wieder ein Spitzentreffen zwischen Bundespolitik und Stromwirtschaft. Diesmal wird die Regierung angeführt von der christdemokratischen Kanzlerin Angela Merkel, einer ausgewiesenen Befürworterin der Atomkraft. Doch auch sie hat nun heftigen Krach mit den Energiekonzernen. Mitte voriger Woche meldeten sich die Chefs der drei größten Versorger, Eon, RWE und Vattenfall, nacheinander polternd zu Wort. Sie wollen verhindern, dass die Kanzlerin ihr Klimaschutzversprechen wahr macht, das sie kürzlich vor aller Welt in Heiligendamm gegeben hat: bis 2020 soll Deutschland 40 Prozent seines klimaschädlichen Kohlendioxid-Ausstoßes senken, um den globalen Temperaturanstieg zu begrenzen. Unrealisierbar seien Merkels Pläne, schimpfen die Strombosse und drohen damit, vorzugsweise im Ausland zu investieren; vor allem aber möchten sie das verhasste rot-grüne Atomausstiegsgesetz schleunigst kippen. 

Eine Frage drängt sich auf: Warum geraten Bundespolitik und Energiewirtschaft immer wieder in heftigen Streit - liegt das womöglich auch am allzu selbstherrlichen Gebaren der Stromkonzerne? Die Antwort lautet: Ja. Keine andere deutsche Branche fühlt sich im Umgang mit dem Staat so mächtig und stark wie die großen Energieversorger. Keine andere Branche weiß die Bundes- und Landesbürokratie so zu steuern wie die Stromriesen - sei es durch stille Manipulation oder durch offene Konfrontation. Die Energiekonzerne verfügen nämlich nicht nur über ein verzweigtes Leitungssystem, durch das sie zwischen Flensburg und Garmisch jede Menge Strom und Gas leiten - darüber hinaus haben sie ein engmaschiges Netzwerk geknüpft, um die Politik ganz in ihrem Sinne zu lenken.

Wie das funktioniert? Regelmäßig kauften sich Deutschlands Stromkonzerne Spitzenpersonal aus der Bundespolitik ein, um dessen Expertenwissen für sich zu nutzen. Den Anfang machte einst Walter Hohlefelder, heute Vorstand der Eon-Energie-sparte in München. Der Top-Jurist war - als Chef der Abteilung Reaktorsicherheit im Bundesumweltministerium - Deutschlands oberster Atomaufseher. Für viel Geld wurde er 1994 vom Veba-Konzern abgeworben, der heute Eon heißt. Wohl keiner kennt den deutschen Nuklearkomplex in allen seinen Verflechtungen zwischen Wirtschaft und Staat so gut wie Hohlefelder.

Hohlefelders Nachfolger als Reaktorsicherheitschef im Umweltministerium wurde Gerald Hennenhöfer. Angela Merkel kennt ihn gut: Hennenhöfer beriet Merkel, als sie unter Kanzler Kohl noch Umweltministerin war; seinerzeit galt es eine Affäre um verstrahlte Nuklearbehälter aufzuklären. Hennenhöfer war damals Merkels rechte Hand. Nach dem Machtwechsel 1998 im Bund trat auch er in die Dienste der Stromindustrie. Auch Hennenhöfer half von nun an der Energiewirtschaft, die heiklen Atomausstiegsverhandlungen mit der rot-grünen Bundesregierung zu überstehen; anschließend brauchte man ihn bei Eon nicht mehr.

Für Nachschub war gesorgt. Denn den besten Türöffner zum Staatsapparat fand die Energiewirtschaft im SPD-Kanzler Gerhard Schröder, einem alten Freund des Hauses Veba/Eon. Schröder holte den früheren Veba-Manager Werner Müller an die Spitze des Wirtschaftsministeriums, heute lenkt Müller den Essener Kohlekonzern RAG. Von dort aus sorgte Müller für weitere Blutzufuhr aus dem Staatsapparat: Erst lotste er den Wirtschaftsstaatssekretär Alfred Tacke auf einen lukrativen Posten in der Energiewirtschaft, kurz darauf nutzte er auch dessen Kollegen aus dem Finanzministerium, Manfred Overhaus, als Berater. Solch geballte Erfahrung mit der Energiebürokratie macht stark.

Welch eine Ironie der Geschichte, dass es unter der CDU-Regierungschefin und Atomfreundin Merkel für die Stromindustrie schwieriger geworden ist, mit ihren Anliegen im Kanzleramt durchzudringen. Die Zeiten der Kungelrunden zwischen Regierung und Industrie aus der Ära Schröder sind unter Merkel vorbei. Erklärt das die Wucht, mit der die Stromchefs jetzt gegen die Klimapolitik der Kanzlerin zu Felde ziehen? Es sieht ganz so aus.

Deutschland Radio 




Dienstag 03.07.2007
Schmoldt: Realistische Ziele beim Klimaschutz setzen

Gewerkschafter hält Regierungspläne zur Energieeffizienz für unrealistisch

Moderation: Stefan Heinlein

Um die Klimaziele der Bundesregierung geht es beim heutigen Energiegipfel in Berlin. Nach Einschätzung des Vorsitzenden der IG Bergbau, Chemie, Energie, Hubertus Schmoldt, sind eine dreiprozentige Produktivitätssteigerung und alle darauf aufbauenden Ziele unrealistisch. Wenn man die Vorgaben zu hoch ansetze und damit die Energie deutlich verteuere, gefährde das die Wettbewerbsfähigkeit und letztlich auch Arbeitsplätze, sagte Schmoldt.

Stefan Heinlein: Hochspannung heute in Berlin. Die Atmosphäre vor dem Energiegipfel ist geladen. Auf der einen Seite die Bundesregierung. Sie will ernst machen mit dem Klimaschutz. Auf der anderen Seite die Konzerne, die mächtig Dampf machen gegen energiepolitische Auflagen. Doch damit nicht genug. Auch innerhalb der Koalition gibt es dicke Luft. Die Union und die SPD streiten über den Atomausstieg.

Mit am Gipfeltisch sitzt auch der Vorsitzende der Industriegewerkschaft Bergbau, Energie, Chemie Hubertus Schmoldt und ihn habe ich vor dieser Sendung gefragt, wie geladen er heute zur Kanzlerin geht.

Hubertus Schmoldt: Überhaupt nicht geladen. Ich hoffe, dass es uns gelingt, trotz der erkennbaren unterschiedlichen Positionen, was die Zukunft des Energiestandortes Deutschland angeht, ein paar Schritte nach vorne zu machen. Das ist ja die Aufgabe gewesen, das war auch die Absicht und für ein Land wie Deutschland ist eine sichere Energieversorgung das A und O.

Heinlein: Sie haben als Gewerkschafter im Vorfeld des Treffens, im Vorfeld des Gipfels auch ganz klar Position bezogen und die Klimaschutzziele der Bundesregierung als unrealistisch bezeichnet. Machen die Gewerkschaften jetzt gemeinsame Sache mit den Konzernbossen?

Schmoldt: Nein, natürlich nicht. Uns treibt ja genauso wie auch die Politik um die Frage, wie wir Beiträge leisten können zum weltweiten Klimaschutz, und das Thema heißt weltweiter Klimaschutz und nicht Klimaschutz nur in Deutschland. Wenn die Bundesregierung in ihren Szenarien, die sie zur Grundlage für das Treffen gemacht hat, von 3 Prozent Produktivitätssteigerung ausgeht, die noch nie in Deutschland erreicht worden sind - wir sind ungefähr bei 1 Prozent -, dann ist das unrealistisch und das bedeutet, dass alle darauf aufbauenden Zielgrößen ebenfalls unrealistisch sind. Ich glaube das müssen wir nicht dann noch gemeinsam dort verabschieden und deshalb geht es uns darum, mit Realismus, aber auch mit Verantwortung gegenüber der Umwelt hier entsprechende Lösungen auf den Weg zu bringen.

Heinlein: Heißt das, Herr Schmoldt, die Bundesregierung ist aus Ihrer Sicht überehrgeizig beim Thema nationaler Klimaschutz?

Schmoldt: Den Eindruck muss man haben und wir werben dafür, dass auch im Klimaschutz das Thema Nachhaltigkeit, also alle drei Ziele, sowohl die ökologischen Zielsetzungen, die ökonomischen Zielsetzungen, aber natürlich auch die sozialen Aspekte, gleichrangig nebeneinander zum Thema Klimaschutz beachtet werden. Unser Eindruck ist, dass auch bei dem, was bisher an Vorbereitungen geleistet worden ist, es deutlich ein Übergewicht der ökologischen Aspekte gibt.

Heinlein: 3 Prozent Steigerung der Energieeffizienz sei unrealistisch, sagen Sie. 1 Prozent haben wir jetzt. Was wäre denn ein realistisches Ziel?

Schmoldt: Ich glaube, dass die Bundesregierung für das Zusammentreffen des Energiegipfels ein Szenario von 2 Prozent rechnet. Das ist auch ein anspruchsvolles Ziel, aber ich denke, man muss sich auch anspruchsvolle Ziele setzen. Dies schiene mir jedenfalls aus unserer Sicht eine gemeinsame Grundlage für eine energiepolitische Positionierung für die nächsten Jahre zu sein.

Heinlein: Und ein Mehr würde den Erhalt der Arbeitsplätze in Deutschland gefährden?

Schmoldt: Herr Heinlein, alles, was wir mehr machen können, ist ja nur zu begrüßen. Aber es geht ja darum, sich auf den Weg zu machen und wenn wir erkennen, dass diese schon Verdoppelung der bisherigen Situation leicht erreichbar ist, dann wird uns niemand daran hindern, noch mehr draufzusetzen an Zielsetzungen. Auf der anderen Seite, wenn man die Zielsetzung zu hoch ansetzt, wenn es damit eine deutliche Verteuerung der Energie gibt, dann hat das natürlich Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unternehmen und damit am Ende auch der Arbeitsplätze.

Heinlein: In Heiligendamm, Herr Schmoldt, hat die Kanzlerin für den Klimaschutz vehement gekämpft und am Ende gewonnen. Darf sie sich jetzt diesen Erfolg kaputt machen von den deutschen Konzernen und mit Unterstützung der Gewerkschaften?

Schmoldt: Nein, natürlich nicht. Wir wollen der Kanzlerin helfen, dass wir weltweit dem Thema Klimaschutz mehr Bedeutung zuwenden. Das ist ein Erfolg in Heiligendamm gewesen, dass auch die Amerikaner hier erste erkennbare Signale gesetzt haben. Aber das darf nicht bedeuten, dass man dann im nationalen Bereich sich an Ziele heranmacht, die erkennbar nicht realistisch sind. Das heißt nicht irgendjemand den Erfolg wegnehmen, sondern das heißt anspruchsvolle Ziele, aber auch erreichbare Ziele zu formulieren.

Schmoldt: Aber es wurde ja nicht nur auf nationaler Ebene beschlossen, sondern auch auf europäischer Ebene. Da sind diese Ziele ganz klar fixiert.

Schmoldt: Da gibt es ja das Ziel, diese 30 Prozent zu erreichen, und die Kanzlerin hat ja gesagt, wenn die EU sich 30 Prozent vornimmt, dann würde Deutschland sich 40 Prozent als Zielmarke vornehmen. So weit sind wir ja noch nicht. Es gibt ja noch nicht einmal die 30 Prozent für die EU. Ich bin sehr dafür, dass das dort entsprechend diskutiert und verabredet wird, und dann wird man über die noch anspruchsvollere Marke von 40 Prozent reden müssen. Aber so weit sind wir ja noch nicht.

Heinlein: Sie reden über Wettbewerb, Sie reden über Arbeitsplätze. Es geht aber im Kern um mehr: um die Rettung unseres Planeten. Muss hier nicht das Primat der Politik gelten?

Schmoldt: Natürlich muss das Primat gelten. Das soll ja auch weiter gelten. Nur die Politik muss sich gefallen lassen, dass ihre Zielsetzungen auch immer auf ihre Auswirkungen hin diskutiert und überprüft werden. Ansonsten muss man ja auch solche Zusammenkünfte wie den Energiegipfel gar nicht erst holen, wenn man sowieso alles alleine entscheiden will. Ich habe ja zu Beginn gesagt, es geht um den weltweiten Klimaschutz und der ist nun nicht in Deutschland alleine auf den Weg zu bringen. Wir haben schon vor längerer Zeit vorgeschlagen, dass wir auch im Bereich des Klimaschutzes uns mehr den Kyoto-Instrumenten zuwenden, also der Frage was kann man mit dem gleichen Geld in anderen Regionen der Welt viel effizienter an Klimaschutz auf den Weg bringen. Das sind solche Länder wie Russland, das ist Indien, das ist China. Es geht nicht darum, der Industrie irgendwelches Geld zu ersparen. Es geht darum, dass man mit dem gleichen Geld auch woanders bedeutend mehr erreichen kann, als hier in Deutschland das letzte Prozent an CO2-Minderung herauszuholen. Das ist auch ein Punkt, über den wir auf dem Energiegipfel reden wollen, reden müssen. Dann kennen wir auch schon die Antwort, dass die Politiker sagen, wir werden aber nicht in China gewählt, sondern in Deutschland. Das ist richtig, aber dennoch wenn man weltweite Positionen im Auge hat, muss man auch weltweit klimapolitisch agieren.

Heinlein: Im Moment hat man aber den Eindruck, als ob die Konzerne versuchen, die Politik am Nasenring quer durch die Manege zu ziehen?

Schmoldt: Die Energiekonzerne haben sich in der Vergangenheit auch nicht sonderlich geschickt aufgestellt. Das ist gar keine Frage. Da bin ich auch nicht der richtige, der die dort zu verteidigen hat. Das müssen die selber tun. Die haben sich politischen Zielsetzungen zu unterwerfen, aber sie haben auch den Anspruch, dass man über die gemeinsamen Ziele, die dann für das Land mit all seinen Konsequenzen denken, zumindest diskutiert. Dann muss die Politik aufgrund der Erkenntnisse aus den Diskussionen auch entscheiden und ich hoffe sie entscheidet richtig.

Heinlein: Reden wir zum Schluss, Herr Schmoldt, über das Thema Atomausstieg. Die Union ist dafür, will es aufweichen. Die Konzerne unterstützen dies. Welche Position haben Sie als Gewerkschafter? Können Sie vielleicht sogar vermitteln zwischen diesen Positionen?

Schmoldt: Wir haben ja immer versucht zu sagen, es gibt eine politische Entscheidung. Die ist zu respektieren. Die heißt Ausstieg ungefähr 2021. Wir haben allerdings darum geworben, dass man diese Ausstiegsbeschlüsse nicht einfach und schlicht an die Laufzeiten der einzelnen Kernkraftwerke angliedert und anschließt, sondern dass man sich jeweils fragt, wo jeweils der Sicherheitsstandard am höchsten ist. Da gibt es ja das Instrument der Übertragung von Laufzeiten auf andere Kraftwerke. Also etwas flexibler, nicht um damit den Beschluss insgesamt aufzuweichen, sondern um Sicherheitsaspekte an erste Stelle zu rücken. Das ist nach wie vor unser Vorschlag und die Politik muss in zehn Jahren entscheiden, wie sie in dieser Frage grundsätzlich weiter voranschreiten will. Erkennbar gibt es in anderen Ländern andere Positionen, aber noch gilt der Ausstiegsbeschluss.

Heinlein: Es gilt der Ausstiegsbeschluss? 2020 ist endgültig Schluss mit der Atomenergie mit Unterstützung Ihrer Gewerkschaft?

Schmoldt: Ja. Wir halten uns an die politischen Beschlüsse, Herr Heinlein. Es gibt einen und es gibt noch keinen anderen und deshalb ist es müßig, darüber zu philosophieren, was wann in welcher Zeit vielleicht anderes passieren könnte.

Heinlein: Der Vorsitzende der Energiegewerkschaft Hubertus Schmoldt. Wir haben das Gespräch vor dieser Sendung aufgezeichnet.
Focus
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Klimaschutz

Glos zweifelt an Energiezielen

Zu Beginn des Energiegipfels im Kanzleramt mehren sich Zweifel an der Realisierbarkeit der selbst gesteckten Ziele.

Das Vorhaben, die Energieeffizienz um drei Prozent jährlich zu steigern, sei „sehr ehrgeizig“, sagte Bundeswirtschaftsminister Michael Glos (CSU) am Dienstag vor Beginn des Energiegipfels im ZDF-„Morgenmagazin“. Ob dies auf längere Sicht erreichbar sei, müsse sich erst zeigen. Die Steigerung der Energieeffizienz biete volkswirtschaftlich zwar Vorteile. Die deutsche Technologie sei in diesem Bereich auch sehr gefragt. „Aber ob wir auf die CO2-freie Kernenergie rasch verzichten können, das ist etwas, was als Streitpunkt wahrscheinlich im Raum stehen bleiben wird bis zur nächsten Bundestagswahl“.

Glos rechnet nicht mit baldiger Einigung beim Atomausstieg

Glos warnte angesichts dieser Problematik vor der Gefahr, dass gerade energieintensive Industrien abwanderten, wenn es einen zu stark ausgeprägten deutschen Sonderweg gebe. Er gehe davon aus, dass der Streit über den Atomausstieg in der großen Koalition in dieser Legislaturperiode nicht mehr gelöst werde. Zur Prognose der Anbieter erneuerbarer Energien, bis 2020 die Atomkraft komplett ersetzen zu können, sagte Glos, so rasch werde es wohl nicht gehen.

Auch Vertreter der Industrie äußerten Zweifel. Der Vorsitzende der IG Bergbau-Energie-Chemie, Hubertus Schmoldt, sagte im Deutschlandfunk, wenn die Bundesregierung für ihre Klimaschutzvorhaben von drei Prozent Produktivitätssteigerung ausgehe, „dann ist das unrealistisch“. Momentan liege die Steigerung bei einem Prozent. Drei Prozent seien in Deutschland noch nie erreicht worden.

Gabriel wirft Wirtschaft mangelnden Mut vor

BDI-Präsident Jürgen Thumann zeigte sich zuversichtlich, dass Deutschland die im Kyoto-Protokoll festgelegten Grenzwerte für den Kohlendioxidausstoß bis zum Jahr 2012 erreichen werde. „Aber wir müssen darauf achten, dass die ehrgeizigen Ziele, die in Europa gesteckt wurden, nun nicht noch einmal der deutschen Industrie, der deutschen Wirtschaft aufgebürdet werden.“ Thumann betonte: „Klimaschutz und Umweltschutz dürfen nicht plötzlich unsere gesamte Energiepolitik und damit auch den ganzen Energiemix beherrschen.“

Bundesumweltminister Sigmar Gabriel (SPD) forderte aller Skepsis zum Trotz mehr Engagement beim Klimaschutz. „Wir reden hier schließlich über die Zukunft unserer Kinder und Enkelkinder“, sagte er im Bayerischen Rundfunk. „Da muss man schon ein bisschen mutiger rangehen als das in Teilen der deutschen Wirtschaft der Fall ist.“

uq/ddp/dpa/AFP/Reuters

Süddeutsche Zeitung
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Energiegipfel

Harmonie war gestern

Am heutigen Dienstag lädt die Bundesregierung zum Energiegipfel - und sitzt mit mehr Gegnern als Freunden am Tisch.

Von Michael Bauchmüller 

Es gab Zeiten im Bundeskanzleramt, da betraten Wirtschaftsbosse den Berliner Betonklotz voller Zuversicht und verließen ihn frohgemut, bisweilen auch ein klein wenig angeheitert. Kanzler war ein gewisser Gerhard Schröder, der Rotwein schätzte und auch mit Energiebossen gut konnte; sie hatten unter Rot-Grün noch gut lachen. 

Dienstag Vormittag rücken die Chefs der größten deutschen Energiekonzerne, die Vorstandsvorsitzenden von Chemieriesen und Stahlgiganten erneut im Kanzleramt an. Bundeskanzlerin Angela Merkel hat zum dritten und letzten Energiegipfel geladen, auch Verbraucherschützer und die Anbieter erneuerbarer Energien werden zugegen sein. 

Doch zumindest den großen Energie- und Industriekonzernen ist das Lachen schon vor der Veranstaltung vergangen. Ursprünglich hatten die Unternehmen gehofft, gemeinsam mit der Kanzlerin eine neue Energiepolitik auszuhecken. Aber das Energiekonzept, das der Bundesregierung vorschwebt, könnte für die Unternehmen haufenweise Lasten bedeuten - und kaum Verheißungen.

Erst ein gutes Jahr ist es her, da hatte die Kanzlerin die 22 Manager zum ersten Mal geladen. Die Atmosphäre war höflich und entspannt gewesen, am Ende stand der Beschluss, dass Deutschlands Stromkonzerne 30 Milliarden Euro in Kraftwerke und Netze stecken wollten. Merkel war zufrieden. Ein zweiter Gipfel im vergangenen Herbst widmete sich dem effizienteren Umgang mit Energie, und das, verkündete die Kanzlerin damals, "konstruktiv und kooperativ". Da wussten die Teilnehmer indes noch nicht, was ihnen in der letzten Runde bevorstehen würde.

Wenig lustig

Statt kooperativer Debatten nämlich könnten die Teilnehmer bald mit festen Vorgaben konfrontiert sein: Vorgaben für den effizienten Umgang mit Energie. Bis 2020 nämlich soll die Wirtschaft mit der gleichen Menge an Energie doppelt so viel leisten wie noch 1990. Modernere Anlagen, der bewusstere Umgang mit Energie, aber auch der Wandel von der Industrie- zur Dienst-leistungsgesellschaft sollen die Einsparungen herbeiführen. Nötig dazu wären neue Gesetze. Und hier endet die Freundschaft. 

Der Streit entzündet sich an simplen Berechnungen, welche die Regierung zur Vorbereitung des Gipfels anstellen ließ. Zur Grundlage ihrer Prognosen sollten die beauftragten Institute die höhere Energieeffizienz machen - die sich nach Auffassung der Wirtschaft bis 2020 gar nicht so leicht erreichen lässt. Zahlen des Statistischen Bundesamtes zufolge müsste sie dazu jährlich um 4,5 Prozent effizienter mit Energie umgehen als bisher. Tatsächlich aber brachte sie es zwischen 2000 und 2004 im Schnitt nur auf ein Plus von mageren 0,8 Prozentpunkten.

Von derart strikten Annahmen wollen einige Energiegipfler deshalb nichts wissen. Von "unrealistischen Vorgaben" etwa spricht BASF-Chef Jürgen Hambrecht, der BDI warnt vor einer "schleichenden Deindustrialisierung", Stahl-Lobbyist Dieter Ameling vor der "Auswanderung energieintensiver Industrien". Es verspricht wenig lustig zu werden im Kanzleramt. Zwischenzeitlich, noch bis in die vorige Woche hinein, hatten einige der großen Stromkonzerne gar erwogen, Merkels Einladung auszuschlagen. "Aber das hätte auch nichts gebracht", räumen Branchenvertreter ein.

Kaum jemand hofft mehr darauf, der Gipfel könnte das einst gesteckte Ziel erreichen. Ursprünglich sollten die Gipfel-Teilnehmer gemeinsam Vorarbeiten für ein nationales Energiekonzept machen. Es sollte darlegen, wie Deutschland im kommenden Jahrzehnt seinen Strom erzeugen soll. Offene Fragen gibt es zuhauf. Auf Drängen der SPD hält die Große Koalition am Atomausstieg fest - was die Optionen für die deutsche Energieversorgung einschränkt.

Angst vor neuen Gesetzen

Und auch die Zukunft von Braun- und Steinkohle ist keineswegs mehr sicher, des Klimaschutzes wegen. Weil bei der Verbrennung von Kohle jede Menge Kohlendioxid abfällt, gilt die Technologie als klimafeindlich - es sei denn, das Kohlendioxid ließe sich abscheiden. Ob die entsprechenden Technologien je serienreif und bezahlbar sein werden, steht jedoch in den Sternen.

Scheitert der Energiegipfel jedoch mit den Vorarbeiten fürs Konzept, wird die Bundesregierung es alleine erarbeiten. Den Energiekonzernen schwant Schlimmes: Statt tatsächlich "konstruktiv und kooperativ" Vorgaben zu erarbeiten, könnten sie Empfänger neuer Gesetze und Verordnungen werden, etwa für höhere Effizienz. Und der Energiegipfel im Kanzleramt hätte das Klima nicht verbessert, sondern verpestet. 

Die Lage hat sich in den vergangenen Tagen nicht gebessert. Pünktlich zum Gipfel haben Dutzende Stromversorger ihre Preise erhöht - und liefern so neue Argumente für ein strengeres Regiment der Politik. Und zu allem Überfluss bringen die Störfälle in den Reaktoren Brunsbüttel und Krümmel die Kernkraft wieder in die Debatte - nur eben ganz anders, als sich das Union und Konzerne gewünscht hätten. Die Regierungskoalition, ungewohnt einig, kämpft derweil gemeinsam: mit dem Klimaschutz als oberstem Ziel und der Energieeffizienz als kleinstem gemeinsamen Nenner.

NRZ
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Abgeblitzt!

ENERGIEGIPFEL. Große Koalition hält gegen den Widerstand der Wirtschaft an ihren ehrgeizigen Klimaschutzzielen fest.

BERLIN. Abgeblitzt: Gegen den Widerstand der Energiewirtschaft hält Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) an den ehrgeizigen Klimaschutzzielen fest und will bis zum Sommer Eckpunkte zum Energiesparen vorlegen. "Deutschland will seinen Beitrag zur Erreichung der Ziele selbstverständlich leisten", sagte Merkel gestern nach dem Energiegipfel in Berlin. Bis zum Jahr 2020 soll der Kohlendioxid-Ausstoß um 40 % sinken und sich die Energieeffizienz pro Jahr um 3 % Prozent steigern. Zugleich erteilte Merkel Forderungen aus der Wirtschaft nach einer Änderung des Atomausstiegs erneut eine Absage: "Wir haben der Wirtschaft gesagt, dass in dieser Legislaturperiode eine Entscheidung nicht absehbar ist, die einer Änderung des Koalitionsvertrags gleichkommen würde." Stattdessen kritisierte Merkel die zum 1. Juli erfolgten Verteuerungen des Strompreises: "Dass mit dem Tag, an dem die Preisregulierung durch die Länder aufgehoben wird, solche Strompreiserhöhungen stattfinden, ist ein Signal, das ich dem deutschen Verbraucher nicht gewünscht hätte."

Merkel kündigte ein umfangreiches Energie- und Klimaschutzkonzept an, das bei der Kabinettsklausur in Meseberg im August von Umweltminister Sigmar Gabriel (SPD) und Wirtschaftsminister Michael Glos (CSU) vorgelegt werden soll. Nach Gutachten geht die Bundesregierung davon aus, dass auch ohne Verlängerung der Laufzeiten der Atomkraftwerke die Klimaschutzziele erreicht werden können.

Förderprogramm wird verlängert

Sollte der Atomausstieg aufgehoben werden, könnten zusätzlich bis zu 5 % Prozent Kohlendioxid eingespart werden. Schwerpunkte des neuen Klimaschutzprogramms liegen in der Verdopplung der Kraft-Wärme-Kopplung auf 25 % an der Stromerzeugung. Die Wärmedämmung von Altbauten soll forciert werden. Derzeit sind mit 33 Millionen Quadratmetern erst gut 20 % des Wohnungsbestandes energetisch saniert. Der Anteil soll bis 2020 auf 54 Millionen Quadratmeter steigen. Dafür will die große Koalition das Förderprogramm verlängern und von 1,4 Milliarden Euro auf circa 3,5 Milliarden Euro aufstocken. 

In der Industrie soll der Einbau von energiesparenden Motoren vorangetrieben werden. Handel, Gewerbe und Privathaushalte sollen alte Glühbirnen gegen moderne Energiesparlampen tauschen und moderne Elektrogeräte anschaffen. Allein dadurch lassen sich laut Gutachten 30 % Energie in diesem Bereich sparen. Autofahrer müssen sich auf den Umbau der Kfz-Steuer nach Kohlendioxid-Ausstoß einstellen. Der durchschnittliche Verbrauch soll von heute 8,3 Liter auf 100 Kilometer auf 6,5 Liter sinken. Die Steigerung der Energieeffizienz erspart der deutschen Volkswirtschaft im Jahr 2020 Kosten in Höhe von 50 Milliarden Euro. Anders als die Wirtschaft geht die Bundesregierung von keiner Gefährdung des Wirtschaftswachstums und von Arbeitsplätzen aus. (NRZ) 
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"Es ist Realismus eingekehrt"

INTERVIEW. NRW-Wirtschaftsministerin Christa Thoben freut sich über Bekenntnis der Kanzlerin zur Kohle. Das Gesetz zum Handel mit Verschmutzungsrechten bezeichnet sie als "zu wenig abgewogen".
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Hält die Beschlusslage zum Atomausstieg für falsch: Christa Thoben (CDU). (Foto: dpa)
ESSEN. NRW-Wirtschaftsministerin Christa Thoben (CDU) hat Nordrhein-Westfalen beim Energiegipfel vertreten. Die NRZ sprach mit ihr über die Ergebnisse.

NRZ: Frau Thoben, sind Sie zufrieden mit dem Verlauf des Gipfels?

Christa Thoben: Ich glaube, dass ein Stück weit Realismus eingekehrt ist, nachdem im Vorfeld viel aufgebauscht wurde. Es ist erfreulich, dass die Bundeskanzlerin klar gemacht hat, dass die Kohle als primärer Energieträger auf lange Zeit verfügbar sein muss und dass die stromintensiven Industrien durch Einsparungen in anderen Bereichen erhalten bleiben können.

NRZ: Sind die Klimaschutzziele der Bundesregierung eine Chance oder eine Gefahr für die nordrhein-westfälische Wirtschaft?

Thoben: Wir profitieren vom Ausbau der regenerativen Energien, weil heimische Unternehmen die entsprechenden Technologien mit entwickeln. Aber wir müssen auch aufpassen, dass das Tempo nicht so schnell wird, dass uns ökonomische Nachteile entstehen. Deswegen begrüße ich die geplante Einführung eines Monitorings. Ich stehe aber grundsätzlich zu den ehrgeizigen Klimaschutzzielen.

NRZ: Den Eindruck hat man nicht. Sie haben angekündigt, im Bundesrat gegen das jüngst vom Bundestag beschlossene Gesetz zum Handel mit Verschmutzungsrechten vorzugehen, weil Sie Nachteile für die Braunkohle befürchten.

Thoben: Durch die Fristverkürzung in dem Gesetzgebungsverfahren sind dringende Fragen nicht behandelt worden. Etwa, wie das Versteigerungsverfahren für die Zertifikate ablaufen soll. Ich hoffe, dass wir die Debatte wieder eingefangen bekommen und dass ein Stück weit Vernunft einkehrt.

NRZ: Das heißt, Sie bezeichnen das mit den Stimmen der Union verabschiedete Gesetz als unvernünftig?

Thoben: Das Gesetz ist in seiner aktuellen Fassung nach meiner Einschätzung einfach zu wenig abgewogen.

NRZ: Von der Tagesordnung ist in dieser Legislaturperiode laut Angela Merkel das Thema Atomausstieg. Eine richtige Entscheidung?

Thoben: Da denke ich gesamtstaatlich. Ich halte die Beschlusslage zum Atomausstieg für falsch. Wir isolieren uns damit in Europa.

Verivox
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Energiegipfel will Energiesparen, Atom-Frage bleibt offen

Berlin (AFP) - Mit einem umfangreichen Programm will die Bundesregierung künftig Energie sparen und dem Klimawandel entgegensteuern. Bis zum Herbst solle ein Paket mit Maßnahmen beschlossen werden, um Industrie und Verbraucher zum sparsameren Umgang mit Strom und Wärme zu bewegen, kündigte Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) am Dienstag nach dem Energiegipfel im Kanzleramt in Berlin an. Trotz Kritik der Wirtschaft will die Koalition an ihrem angestrebten Fahrplan festhalten. In der Atomkraft-Frage gab es wie erwartet keine Bewegung. In den Dokumenten der Energiegipfel-Arbeitsgruppen wird ein Festhalten an der Atomkraft aber überraschend positiv bewertet.

Konkrete Beschlüsse über die Energie-Spar-Strategien wurden auf dem Gipfel erwartungsgemäß nicht vereinbart. Merkel machte jedoch deutlich, dass es dabei unter anderem um Maßnahmen für sparsamere Autos, für besser isolierte und moderner beheizte Häuser sowie um energiesparende Elektro- und Haushaltsgeräte gehen dürfte. 70 Prozent der erzeugten Energie flössen in die Bereiche Verkehr und Wärme, sagte Merkel. So werden bei den Maßnahmen wohl unter anderem höhere Anreize zur Sanierung von Gebäuden oder zum Einbau von modernen Heizungen vorgesehen sein. 

Wirtschaftsminister Michael Glos (CSU) und Umweltminister Sigmar Gabriel (SPD) sollen das Maßnahmen-Paket in den kommenden Monaten erarbeiten. Auf der für August geplanten Kabinettsklausur im brandenburgischen Meseberg würden die Schritte diskutiert, kündigte die Bundesregierung an. Die Maßnahmen sollten noch vor der UN-Klimakonferenz auf der indonesischen Insel Bali im Dezember beschlossen werden. "Wir wollen international deutlich machen, dass wir hier etwas anpacken", sagte Gabriel. In Bali soll ein Nachfolgeabkommen für das Kyoto-Protokoll ausgehandelt werden. 

Wie schon im Vorfeld habe es auch auf dem Gipfel von Seiten der Wirtschaft "Unstimmigkeiten und Zweifel" gegeben, ob die Prognosen der Bundesregierung beim Energiesparen erreicht werden könnten, sagte Merkel. Die große Koalition will mit ihren Maßnahmen bis zum Jahr 2020 die Energieeffizienz um jährlich drei Prozent steigern. Damit könnte die im Koalitionsvertrag vereinbarte Verdopplung der Energieeffizienz von 1990 bis 2020 erreicht werden. Derzeit liegt die Rate allerdings nur bei rund einem Prozent. 

Die Arbeitsgruppen des Energiegipfels hatten verschiedene Zukunftsszenarien durchgespielt. Dabei gab es bei dem Szenario, das von einer Beibehaltung der Atomenergie ausging, die größten Einsparungen an klimaschädlichem Kohlendioxid. Es war außerdem die billigste Variante. Ein anderes Szenario ging von den Vereinbarungen des Koalitionsvertrags aus, ein drittes vom stärkeren Ausbau der erneuerbaren Energien. Die positive Bewertung der umstrittenen Atomkraft in einem offiziellen Dokument könnte eine Neubewertung der Kernkraft andeuten. 

Der Präsident des Bundesverbands der Deutschen Industrie, Jürgen Thumann, erklärte, der Energiespar-Aktionsplan beinhalte "viele richtige Maßnahmen". Allerdings sei das Ziel einer jährlichen Energieffizienz-Zunahme von drei Prozent sehr ambitioniert. Thumann bedauerte, dass der Beschluss zum Ausstieg aus der Atomenergie "nicht modernisiert" worden sei. Der Bundesverband Erneuerbare Energien begrüßte die Weichenstellungen des Gipfels. 

Die Teilnehmer des Energiegipfels

BUNDESREGIERUNG: Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU), Umweltminister Sigmar Gabriel (SPD), Wirtschaftsminister Michael Glos (CSU), Kanzleramtsminister Thomas de Maizière (CDU), Forschungsministerin Annette Schavan (CDU), Außenminister Frank- Walter Steinmeier (SPD) 

ENERGIEWIRTSCHAFT: Eon AG, EnBW AG, Vattenfall Europe AG, RWE AG, Enercon GmbH, Solarworld AG, Schmack Biogas AG, MVV Energie AG Mannheim 

INDUSTRIE: BP Group, BASF AG, Verbundnetz Gas AG, Trimet Aluminium AG, Thyssen Krupp AG, Viessmann Werke GmbH & Co KG, Daimler Chrysler AG 

ANDERE INSTITUTIONEN: Verbraucherzentrale Bundesverband, Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE), Deutsche Energie-Agentur GmbH, Jacobs University Bremen, Ex-UN-Umweltdirektor Klaus Töpfer 

WDR






Mittwoch 04.07.2007

Rhein/Ruhr: BUND gegen Kohlekraftwerke

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hat die Bevölkerung aufgerufen, gegen den Bau neuer Kohlekraftwerke zu protestieren. Nach dem Berliner Energiegipfel fordert der BUND Bundeskanzlerin Merkel auf, sich für einen schnelleren Ausbau der erneuerbaren Energien einzusetzen. Mit dem geplanten Bau von 27 neuen Braun- und Steinkohlekraftwerke sei das angekündigte Ziel, die Kohlendioxid-Emissionen um 40 Prozent zu senken, nicht zu erreichen, heißt es in dem Schreiben.

Rheinische Post Duisburg 




Donnerstag 05.07.2007

FDP ist praktisch für das Steinkohlekraftwerk

(RP) Die FDP hat sich nicht gegen das in Uerdingen geplante Steinkohlekraftwerk ausgesprochen. Das hat gestern der Vorsitzende des FDP-Ortsverbandes Rheinhausen / Rumeln-Kaldenhausen, Thomas Wolters, mitgeteilt. Das gelte sowohl für die FDP in Krefeld als auch für die Liberalen in Duisburg. 

Zwar habe sich der damalige FDP-Bezirksvertreter Karsten Vüllings im Mai an der einstimmigen Resolution der Bezirksvertretung Rheinhausen gegen das Kraftwerk beteiligt. Dies habe Vüllings (der inzwischen aus der FDP ausgetreten ist) aber nur „theoretisch“ unter der FDP-Flagge gemacht.

„Praktisch“ habe die FDP aber zu diesem Zeitpunkt schon keinen Bezirksvertreter mehr in Rheinhausen gehabt. Wolters: „Sonst hätte es zumindest eine Gegenstimme zur Resolution gegeben.“

Wolters ist der Meinung, dass das Thema Kraftwerk „viel zu emotional und spontan-unausgegoren“ diskutiert werden. Dies sei auch bei anderen Rheinhauser Themen der Fall, so beim Freibad Toeppersee oder der Osttangente.

„Bevor man Menschen mobilisiert, sollte man sich zunächst immer erst mit den Fakten und tatsächlichen Möglichkeiten beschäftigen, dann kommt man mitunter zu anderen Ergebnissen als zu spontanen Aktionen aus dem Bauch heraus“, so Wolters. „Man sollte hier nicht so oft mit den Ängsten der Menschen Politik machen. Oft stellen diese sich später als unbegründet heraus.“

Hamburger Abendblatt




Donnerstag 05.07.2007

Energie Neue Kritik an Plänen

Studie: Kraftwerk in Moorburg ist überflüssig

Die Untersuchung sagt bis 2020 eine Stromüberproduktion im Norden von bis zu 148 Prozent voraus.

Ist das geplante Vattenfall-Steinkohlekraftwerk Moorburg in der vorgesehenen Dimension überflüssig? Nach den Ergebnissen einer neuen Studie des "bremer energie instituts" und von "arrhenius Institut für Energie- und Klimapolitik" im Auftrag des Hamburger Zukunftsrates trifft genau das zu. Die Studie zum Thema "Energieversorgung in Norddeutschland", die heute der Öffentlichkeit vorgestellt wird, sagt bis zum Jahr 2020 eine Stromüberproduktion in Norddeutschland von bis zu 148 Prozent voraus. Im selben Zeitraum werde sich außerdem der CO2-Ausstoß im Norden fast verdreifachen - so sieht laut Studie die Zukunft aus, wenn alle in den fünf Ländern Hamburg, Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Bremen und Mecklenburg-Vorpommern geplanten 19 Kraftwerksneubauten realisiert werden: acht Steinkohle-, zwei Müll- und sieben Erdgaskraftwerke, ein Braunkohle- und ein Biomassekraftwerk.

Das größte unter den Neubauten wird das Hamburger Kraftwerk Moorburg sein. "Der Anteil des Hamburger Kraftwerkes bei der Steigerung des CO2-Ausstoßes beträgt bei der bisherigen Planung etwa 15 bis 20 Prozent", sagte Helmuth-M. Groscurth vom "arrhenius Institut für Energie- und Klimapolitik" dem Abendblatt. Groscurt hat die Studie mit erarbeitet.

Mit diesen Ergebnissen konfrontiert, sagte Hartmut Engels, umweltpolitischer Sprecher der CDU-Bürgerschaftsfraktion, gestern: "Wir müssen uns die Zahlen und Daten sehr genau ansehen und sie auch in Bezug auf das geplante Kraftwerk in Moorburg berücksichtigen."

Monika Schaal, umweltpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, wurde deutlicher: "Nach diesen Ergebnissen sehe ich keine Notwendigkeit dafür, das Kraftwerk Moorburg in der geplanten Größe als Doppelblockanlage zu bauen." Die Aussagen von Umweltsenator Axel Gedaschko (CDU), es werde künftig die Fernwärme aus beiden Blocks für Hamburg genutzt, nennt sie "reine Augenwischerei". "Es ist nur die Kraft-Wärme-Auskopplung aus einem Block beantragt und gewollt", so Schaal.

Christian Maaß (GAL) sagte: "Es ist die Aufgabe der Politik einzugreifen und gegen eine solche Fehlentwicklung wie die Überproduktion anzugehen."
NRZ 






Samstag 07.07.2007

Münster reduziert Kohlendioxid-Ausstoß um 21 Prozent

Münster (dpa/lnw) - Die Stadt Münster hat ihren Ausstoß an Kohlendioxid seit dem Jahr 1990 um 21 Prozent verringert. Für die nächsten 13 Jahre will Deutschlands Klimahauptstadt nun neue Klimaschutzziele festlegen, teilte die Stadtverwaltung am Freitag mit. Dazu wurde für den 24. August eine Klimaschutzkonferenz einberufen. Bisher hatten vor allem bessere Heiztechnik, bessere Isolierungen und eine Umstellung von Kohle auf Gas bei der Stromerzeugung zur Verringerung der Treibhausgase beigetragen. Andererseits hätten größere Wohnungen und der höhere Stromverbrauch durch mehr Computer und Klimaanlagen das positive Ergebnis gedämpft. 
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